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7. Wahlperiode 

22. 02. 73 
Sachgebiet 8 


Antrag 

der Abgeordneten Burger, Maucher, Härzschel, Frau Schroeder (Detmold) und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Einführung von Krankenscheinheften für die versorgungsberechtigten Kriegs 
beschädigten und Kriegshinterbliebenen (Zugeteilte) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

für die versorgungsberechtigten Kriegsbeschädigten und Kriegs- 
hinterbliebenen (Zugeteilte) die Bundesbehandlungsscheine 
(Krankenscheine) neu zu gestalten und Krankenscheinhefte ein- 
zuführen. 


Bonn, den 22. Februar 1973 
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Begründung 

Die gesetzlichen Krankenkassen sind seit geraumer Zeit zu 
einem modernen Verfahren für die Ausstellung der Kranken- 
scheine übergegangen. Den Versicherten wird für ein oder zwei 
Jahre von der Krankenkasse ein Krankenscheinheft übersandt, 
wodurch diese in der Lage sind, einen Krankenschein selbst 
auszustellen. 

Dieses Verfahren hat sich bewährt und sollte auch für Bundes- 
behandlungsscheine für Zugeteilte nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz eingeführt werden. Dadurch wäre der Weg des 
Schwerbeschädigten oder der Hinterbliebenen zu den Kranken- 
kassen nicht mehr notwendig. Für die Kassen würde sich eine 
Verwaltungsvereinfachung und Kostenersparnis ergeben. Auch 
für die Angehörigen der Schwerbeschädigten könnten beson- 
dere Hefte ausgegeben werden. 

Eine Änderung der Vordrucke und des Verfahrens bei der 
Durchführung der Heil- und Krankenbehandlung für Kriegs- 
opfer (Zugeteilte) im Sinne einer Einführung der Kranken- 
scheinhefte ist deshalb begründet. 

Bei den z. Z. verwendeten Bundesbehandlungsscheinen handelt 
es sich um bundeseinheitliche Vordrucke, die zuletzt mit Rund- 
schreiben des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
vom 5. November 1963 - V/2-5207.2-4 183/63 - (BVB1. 1963 
S. 130) bekanntgegeben wurden. 
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